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Einleitung

Der Volkszdhlung 1983 und der spéter auf den Volkszdhlungsergebnissen fuBenden
Bevdlkerungsfortschreibung wird ein - gegeniiber dem bisherigen Begriff der
"Wohnbevdlkerung" - veranderter Bevdlkerungsbegriff zugrunde liegen: der Be-
griff der "Bevdlkerung am Ort der Hauptwohnung". Dieser Bevblkerungsbegriff
geht auf eine Neufassung des Melderechts zuriick, der zundchst im Melderechts-
rahmengesetz (MRRG) vom 16. August 1980 und danach in den auf das MRRG sich
grindenden Landesmeldegesetzen niedergelegt wurde. Mit dem Inkrafttreten der
neuen Landesmeldegesetze in allen Bundesldndern kann bis zum Volksz&hlungs-

stichtag (27. April 1983) gerechnet werden.

Nach dem neuen bevélkerungsstatistischen Begriff bestimmt sich kilinftig die
Einwohnerzahl einer Gemeinde aus der Gesamtheit der Personen, die in der
Gemeinde ihre alleinige Wohnung, bzw., wenn mehrere Wohnungen zu bertck-
sichtigen sind, ihre Hauptwohnung haben. § 12 (2) des MRRG - und alle
Landesmeldegesetze folgen ihm dabei - definiert die Hauptwohnung so:

"Hauptwohnung ist die vorwiegend benutzte Wohnung des
Einwohners. Hauptwohnung eines verheirateten Einwohners,
der nicht dauernd getrennt von seiner Familie lebt,

ist die vorwiegend benutzte Wohnung der Familie. In
Zweifelsfillen ist die vorwiegend benutzte Wohnung
dort, wo der Schwerpunkt der Lebensbeziehungen des
Einwohners liegt."

Die Ubernahme einer melderechtlichen Definition als begriffliche Grundlage
fir die Bevdlkerungsstatistik stellt ein Novum dar. Bisher folgte die amt-
liche Statistik bei den Volkszdhlungen (erstmals 1925) und im Rahmen der
Fortschreibung des Bevdlkerungsstandes einem eigenen, spezifisch statisti-
schen Bevélkerungsbegriff - dem Begriff der "Wohnbev&lkerung" - der von
Haupt- und Nebenwohnsitzeintragungen in den Melderegistern unabhéngig war.
Kinftig werden Biirger im Prinzip statistisch nur den Gemeinden zugerechnet,
in deren Registern sie auch nach neuem Melderecht und daraus sich ableitender

Praxis mit alleiniger Wohnung oder Hauptwohnung gefiihrt werden.

Dieses Arbeitspapier verfolgt das Ziel, primir die verfahrensmdBigen Probleme
und Konsequenzen, die mit dem Ubergang auf den neuen Bevdlkerungsbegriff ver-
bunden sind, auszuleuchten. Dabei erweist sich eine relativ ausfihrliche Dar-
stellung des "alten" Wohnbevdlkerungskonzepts als unumginglich, da nur die

Kenntnis der bisher giiltigen Grundlagen und Verfahren eine Einschdtzung neuver

Prinzipien und der darauf aufbauenden Praxis zulaSt.
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2 Das Wohnbevdlkerungskonzept - Begriff, Verfahren, Probleme

2.1 Der Wohnbevdlkerungsbegriff

Seit der Volkszahlung von 1925 bildete die sogenannte "Wohnbev6lkerung”
die zentrale begriffliche Grundlage fir die Erfassung der Einwohner der
Gemeinden und der Gebietskdrperschaften bis hin zum Staatsgebiet. Dabei
richtete sich nicht nur der Nachweis der Zdhlungsergebnisse ganz Uber-
wiegend nach der Wohnbevdlkerung; auch fir die spatere Fortschreibung
des Bevdlkerungsstandes zwischen den Volkszdhlungen einschlieflich der
Feststellung der Einwohnerzahl der Gemeinden durch die amtliche Statistik
als neutraler Instanz war der Wohnbevélkerungsbegriff maBgebend. Zur
Wohnbevdlkerung einer Gemeinde z&hlte, wer dort seine standige Wohnung
hatte. Personen mit mehreren Wohnungen wurden der Gemeinde zugerechnet,
in der sie sich tdberwiegend aufhielten bzw. in der die Wohnung lag, von
der aus sie zur Arbeit oder Ausbildung gingen, und zwar unabhdngig davon,
ob im Melderegister Haupt- oder Nebenwohnung eingetragen war. Die zen-
trale Bedeutung des Wohnbevdlkerungsbegriffs bestand nicht nur, weil er
fiir den Nachweis der Volkszdhlungsergebnisse weitgehend maBgebend war.

Er lag auch - wie erwdhnt - der laufenden Feststellung der amtlichen
Einwohnerzahl durch die Bevélkerungsfortschreibung zugrunde und hatte
damit eine Fiille von rechtsauslésenden Wirkungen. Vor -allem far den
kommunalen Finanzausgleich kommt der Einwohnerzahl, da sie als Be-
messungsgrundlage fir finanzielle Leistungen dient, erhebliche Bedeutung

FAS IS

Aus der Wohnbevdlkerungsdefinition geht hervor, daB dieser Begriff von
seiner Konstruktion her darauf angelegt ist, Doppelzdhlungen von Personen
mit mehr als einer Wohngelegenheit mdglichst zu vermeiden und nur die
Einwohner zu erfassen, die in einer Gemeinde "normalerweise" wohnen.

Dazu war es erforderlich, da8 sowohl in den Volkszdhlungen, als Basis

fir die Bevdlkerungsfortschreibung, als auch in der Fortschreibung selbst
objektivierte Kriterien (iberwiegender Aufenthalt, Arbeit/Ausbildung) fur
die Zuordnung zur Wohnbevdlkerung vorgegeben werden. Die Haupt- oder
Nebenwohnsitzeintragungen im Melderegister blieben unberiicksichtigt, da
das alte Melderecht den Biirgern bei der Festlegung ihres Wohnungsstatus
de facto Wahlfreiheit lieB und die subjektiven Entscheidungsgriinde der

Birger nicht mit statistischen Kriterien in Zusammenhang standen.
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2.2

Somit ergab sich eine Diskrepanz zwischen dem statistischen Wohnbev&lkerungs-
begriff und dem Hauptwohnungsverstdndnis des alten Melderechts, die darin
bestand, daB die Statistik Birger den Gemeinden als Einwohner zurechnete,

die dort - rein melderechtlich gesehen - nicht ihren Hauptwohnsitz hatten
und somit in bezug auf ihre Blirgerrechte und ~-pflichten zu einer anderen
Gemeinde gehdrten. Mit anderen Worten: Es wurde bei der Ermittlung der amt-
lichen Einwohnerzahl der infrastrukturellen Belastung der Gemeinden durch
Blirger Rechnung getragen, die sich Gberwiegend dort aufhielten, ohne da8

sie hinsichtlich des Wahlrechts, der Ausstellung von Lohnsteuerkarten, Passen
und anderen, mit dem Hauptwohnsitz verknipften Verwaltungsaufgaben, an die

Gemeinde gebunden waren. Diese Diskrepanz wird kinftig aufgehoben.

Die bisherige Praxis der Bevdlkerungsfortschreibung nach dem Wohnbevdlkerungs-

begriff

Die Statistik ermittelt die Einwohnerzahl der Gemeinden und - darauf auf-
bauend - der anderen Gebietsk&rperschaften bis hin zum Bundesergebnis auf
der Grundlage von Volkszdhlungen sowie der amtlichen BevOlkerungsfort-
schreibung. Das heiBt, die Bevdlkerungszahl wird nach einer Volkszahlung
(Ausgangszahl) bis zur ndchsten durch das Hinzufigen von Geborenen und Zu-
gezogenen sowie das Absetzen der Gestorbenen und Fortgezogenen fortge-

schrieben.

Es liegt auf der Hand, daB die Genauigkeit der Bevd&lkerungsfortschreibung
nach einer Volksz&hlung von der vollstdndigen Exrfassung der Geburten und
Sterbefille (natiirliche Bevdlkerungsbewegung) sowie der Zu- und Fortge-
zogenen (Wanderungsbewegungen) abhingt. Die Statistik der natdrlichen
Bevdlkerungsbewegung, die sich auf von den Standes&mtern ausgefillten
Zdhlkarten grﬁndét, kann als sehr zuverldssige Quelle fir die Bevdlkerungs-
fortschreibung angesehen werden. Dagegen ist die Statistik der Wanderungs-
bewegungen mit gewissen Unsicherheiten behaftet, so daB sich das Problem
der Genauigkeit der Bevdlkerungsfortschreibung auf das Problem der Genauig-

keit der Wanderungsstatistik zuspitzt.

2.2.1 Das wanderungsstatistische Verfahren und seine Méngel

Fiir die Ermittlung der Einwohnerzahl nach dem Wohnbev&lkerungs-
begriff war von zentraler Bedeutung, da8 die Statistik bei Personen
mit mehr als einer Wohnung iilber Informationen dariber verfigte,
von welcher Wohnung aus der Biirger zur Arbeit oder Ausbildung ging.

Dieser Tatbestand, der bei Volkszdhlungen regelmdBig unmittelbar
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erfragt wurde (und wird), war in der Regel nicht Bestandteil der An-
gaben auf den Meldeunterlagen, auf deren Auswertung die Wanderungs-
statistik basiert. Um der Statistik dennoch die Zuordnung zur Wohn-
bevdlkerung zu ermdglichen, hatten die zustdndigen Lidnder-Innenressorts
die Meldebehdrden in Verwaltungsrichtlinien angewiesen, bei An- und
abmeldungen, die Personen mit mehreren Wohnungen betreffen, durch Be-
fragen festzustellen, von welcher Wohnung aus der Birger zur Arbeit
oder Ausbildung ging. Die Gemeinde, in der diese Wohnung lag, war
durch den Meldebeamten rot zu dnterstreichen. Die thwendigkeit,

eine solche Regelung herbeizufiihren (fir Baden-Wirttemberg bereits
1961, Hessen 1967, Nordrhein-Westfalen 1979), wuchs mit der groéBer
werdenden Zahl von Ferien~ und Freizeitwohnungen, eine Entwicklung,
die die urspriingliche Annahme zunehmend fragwirdiger werden lieB,

ein weiterer Wohnsitz werde ohne Aufgabe des bisherigen nur deshalb

gegriindet, um von dort aus zur Arbeit oder Ausbildung zu gehen.

Dieses Verfahren der Rotstift-Markierung von Meldescheinen stellte
einen Behelf dar und bildete eine Schwachstelle der Bev&lkerungsfort-
schreibung nach dem Wohnbev&lkerungsbegriff. Aus verschiedenen
Griinden kam es hdufig vor, daB bei An- oder Abmeldungen die Frage
nach dem Arbeits- bzw. Ausbildungsort nicht gestellt wurde. Als Folge
dieses Versiumnisses wurden in solchen F&allen letztlich mehr oder
minder mechanisch alle Personen, die in einer Gemeinde eine Neben-

wohnung angemeldet hatten, der dortigen WohnbevOlkerung zugeordnet.

Schwerer als dieser Mangel der Wanderungsstatistik wogen mit Sicherheit
Schwichen, die mit der ungenfgenden Beachtung der Meldeordnung durch
die Biirger zusammenhingen. Um dies zu erlautern, muB kurz und unter
Verzicht auf Details auf das bereits seit den flnfziger Jahren prakti-
zierte Verfahren zur Ermittlung der Zu- und Fortzlge eingegangen

werden.

Die Statistischen Landesimter (StLB) erhielten monatlich je ein Exem-
plar der bei den Meldedmtern anfallenden An- und Abmeldungen. Da die
Anmeldedisziplin beim Bezug einer Wohnung bei den Blrgern weitaus
hoher entwickelt ist, als die Neigung eine Wohnung, die aufgegeben
wird, polizeilich abzumelden, wurden die Wanderungsvorgénge grund-

sitzlich auf der Grundlage der Anmeldescheine erfaBt. Dies wurde

-5 -



_durch den Umstand ermdglicht, daB auf den Meldebelegen auch die Her-
kunftsadresse anzugeben ist. Die Statistik konnte auf diese Weise

bei einem Umzug von einer Gemeinde A in eine Gemeinde B aufgrund des
Anmeldeformulars der Gemeinde B die auf dem Beleg aufgefiihrten Per-
sonen in B zurechnen und sie in A von dei Wohnbevdlkerung absetzen,
ohne auf eine Abmeldung aus A angewiesen zu sein. Bei diesem Verfahren

wurde vorausgesetzt, da8 die bei der Anmeldung angegebene Herkunfts-

adresse mit der Ubereinstimmte

- unter der die Person bei der letzten Volkszdhlung zur WohnbevOlkerung
gezdhlt wurde, wenn seither kein Umzug erfolgt ist oder

- unter der die Person im Rahmen der Wanderungsstatistik und Bevd&lkerungs-

fortschreibung zuletzt zur Wohnbevdlkerung gerechnet wurde, wenn seit

der letzten Volkszdhlung ein Umzug (oder mehrere) stattgefunden hat.

Um sicherzustellen, daB dieses Verfahren auch bei Wanderungen uber die
Landesgrenzen hinweqg funktionierte, tauschten die Statistischen Landes-
amter Datentrdger aus, die alle Anmeldungen im jeweiligen Bundesland
aus den zehn anderen Bundeslandern zusammenfaften. Die Hinzuflgungen
zur Wohnbevdlkerung ergaben sich dann aus den bei Zuzligen aus anderen
Bundeslandern anfallenden Anmeldungen, die Abzige von der Wohnbevdlke-
rung wurden aufgrund der bei Fortzigen in die anderen Bundeslinder
angefallenen Anmeldungen vorgenommen, von denen das jeweilige StLA dber

den Datentrigeraustausch Kenntnis erhielt.

Die geringe, der Genauigkeit der Wanderungsstatistik und damit der
Fortschreibung abtrigliche Abmeldedisziplin konnte allerdings nicht
vollstandig unterlaufen werden. Da bei der Aufgabe einer Nebenwohnung
und der Rickkehr in die Hauptwohnung eine Anmeldung nicht erforderlich
war, muBten in diesen Fallen die Abmeldebelege herangezogen werden.
aAuch bei einem Fortzug iuber die Grenzen des Bundesgebietes hinweg

war die Statistik auf die Auswertung von Abmeldescheinen angewiesen.

Unterblieb die Abmeldung bei der Aufgabe einer Nebenwohnung, was
als haufig unterstellt werden kann, so unterblieb auch der Abzug
von der Wohnbev&lkerung in dieser Gemeinde und das Hinzurechnen

zur Gemeinde des Hauptwohnsitzes, in die der Einwohner zuruckkehrte.



Der gebotene Abzug von der Wohnbevdlkerung wurde auch nicht vorge-
nommen, wenn bei einem Fortzug ins Ausland keine Abmeldung erfolgte.
In diesen Fillen (und nur in diesen) - die bei dem relativ hohen
Auslinderanteil an der Wohnbevélkerung als nicht unbedeutend gewertet
werden kdénnen - wirkte sich der Fehler bis hin zum Bundesergebnis der
Bevdlkerungsfortschreibung aus - mit Tendenz zu einem gegeniiber der

nachsten Z&hlung Gberhdéhten Ergebnis.

AuBenwanderungen konnten aber auch in Féllen, in denen Abmeldungen tat-
sdchlich erfolgten, Fehler ausldsen. Und zwar dann, wenn etwa .ein aus-
liandischer Arbeitnehmer in seine Heimat zurilickkehrte, nach einem ge-
wissen Zeitpunkt (z.B. einem halben Jahr) wieder in die Bundesrepublik
zuwanderte, sich in einer anderen Gemeinde als der, in der er vorher
lebte, anmeldete und auf seinem Meldeschein als Herkunftsadresse seine
letzte Wohnung in der Bundesrepublik (und nicht seine auslandische
Heimatadresse) angab. Die Wohnbevdlkerung der Pseudo-Herkunftsgemeinde
in der Bundesrepublik verringerte sich dann um einen Einwchner, den sie
bereits vorher durch die Auswertung der Abmeldung ins Ausland abgegeben

hatte.

Eine gewisse Fehleranfdlligkeit der Bevdlkerungsfortschreibung ergab
sich schlieBlich auch bei der Aufgabe einer Nebenwohnung und dem Bezug
einer neuen Nebenwohnung in einer anderen Gemeinde unter Beibehaltung
der bisherigen Hauptwohnung, alsoc immer dann, wenn beispielsweise ein
Arbeitnehmer den Arbeitsplatz und -ort gewechselt hatte, die Haupt-
wohnung am Ort seiner Familie oder seiner persénlichen Beziehungen
aher nach wie vor beibehielt. Im Zweifel unterblieb in solchen Fidllen
die Abmeldung der Nebenwohnung. Bei der Anmeldung wurde dann haufig
als Herkunftsgemeinde der unverdndert gebliebene Hauptwohnsitz angegeben,
so daB eine gebotene Abbuchung (bei der alten Nebenwohnungsgemeinde)
unterblieb und eine nicht gebotene, weil zum zweiten Male flir dieselbe

Person erfolgende bei der Hauptwohnungsgemeinde vorgenommen wurde.

Die Differenzen zwischen Landesstatistik und gemeindlichen Bevdlkerungs-

feststellungen

Im Zusammenhang mit der Feststellung der Einwohnerzahl durch die amt-
liche Statistik war es h&ufig zu Kontroversen mit den Gemeinden gekommen.

Dies muf vor dem Hintergrund gesehen werden, da8 die Einwochnerzahl
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- wie erwdhnt - eine Fiille von rechtsausl&senden Wirkungen hat und u.a.
als Bemessungsgrundlage fir finanzielle Leistungen im Rahmen des Gemeinde-
finanzausgleichs dient. Es geschah relativ hdufig, daB Gemeinden sich
finanziell benachteiligt fihlten und beim StLA auf Korrektur der amt-

lich festgestellten Einwohnerzahl drangten, da sie aufgrund eigener
Auswertungen ihrer Register zu einer héheren Zahl gelangten. Berichti-
gungen konnten nicht anhand summarischer Angaben, sondern nur durch
Einzelfallpriifungen vorgenommen werden. Fir die bisweilen nicht uner-
heblichen Abweichungen zwischen den Ergebnissen der Registerauszdhlungen
in den Gemeinden auf der einen und der Fortschreibung durch die Landes-

statistik auf der anderen Seite gab es eine Reihe von Griinden:

- Die Auszdhlungen der Gemeinden richteten sich nicht mit der.gleichen
Exaktheit nach den Kriterien des statistischen Wohnbevdlkerungsbe-
griffs wie bei der Feststellung der Einwohnerzahl durch die StLA.
Nach den Gemeindeordnungen war Einwohner einer Gemeinde, wer in der
Gemeinde wohnte (z.B. § 13 der Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz).
Diese Definition entsprach den Grundsédtzen des alten Melderechts und
hatte zur Folge, daB in der Gemeindestatistik Personen mit mehreren
Wohnungen auch in den Einwohnerzahlen mehrerer Gemeinden enthalten
waren. Der Feststellung der Wohnbevélkerung lag dagegen das Prinzip

zugrunde, jede Person nur einmal zu zdhlen.

- Zahlreiche Gemeinden haben von der im Volkszdhlungsgesetz 1970 ein-
gerdumten Moglichkeit, ihre Register mit den Daten der Volkszdhlung
abzugleichen und auf (damals) neuesten Stand zu bringen, keinen Ge-
brauch gemacht. Die Auszahlﬁngen der Gemeinden bzw. ihrer Rechenzentren
basierten dann auf veralteten Einwochnerdateien, so daB den Fortschrei-
bungen von Landes-/Bundesstatistik und Gemeindestatistik abweichende

Ausgangszahlen zugrunde lagen.

- Die amtliche Statistik war durch den Rickgriff auf die Anmeldung als
Grundlage der Fortschreibung weitgehend in der Lage, die nur maBig
entwickelte Abmeldedisziplin der Biirger fiur die Feststellung der
Einwohnerzahl zu unterlaufen. Die Gemeinden hatten diese M&glichkeit
nicht und waren fir ihre Auszdhlungen auf Abmeldungen und Rickmel-

dungen anderer Meldebehdrden angewiesen. Diese Schwachstelle wirkte



sich in einer tendenziellen Uberhdhung aus, da durch die recht zahl-
reichen Féalle, in denen eine Abmeldung durch den Blrger nicht er-
folgte und das nur lickenhaft praktizierte Rickmeldeverfahren keine
"Abmeldung von Amts wegen" ausl&ste, Perscnen in den Einwohnerzahlen

enthalten waren, die nicht mehr in der Gemeinde wohnten.

Die "Bev3lkerung am Ort der Hauptwohnung - Konsequenzen der Anwendung

des neuen Bevdlkerungsbegriffs

3.1 Die Feststellung der Einwohnerzahl

lberlegungen zu den Folgen, die sich aus den veranderten begriff-
lichen Bedingungen im Bereich der Bevdlkerungsstatistik ergeben,
kOnnen an den Gemeinden nicht vorbeigehen. Fiir die Gemeinden steht
- als Betroffene - im Vordergrund, wie hoch ihre rechtlich und
finanziell so bedeutsame Einwohnerzahl sein wird, wenn sie kinftig
durch die amtliche Statistik nicht mehr nach dem Wohnbevdlkerungs-
begriff, sondern nach dem Begriff der "Bevdlkerung am Ort der
Hauptwohnung" ermittelt wird. Andere Gesichtspunkte, wie beispiels-
weise die begriffliche Anpaasung der Statistik an das Melderecht
und die damit gegebene grundsé&tzliche Ubereinstimmung mit eigenen
Auswertungen der Gemeinden (woflr die Riickmeldung nach § 17 MRRG
die entscheidende Voraussetzung ist), haben fir die Kommunen zu-
ndchst nur sekunddre Bedeutung. Die Gemeinden bewegt in erster
Linie, ob sich durch die Anwendung des neuen Bevdlkerungsbegriffs
in der amtlichen Statistik eine in etwa unverédnderte, eine hdéhere
oder eine niedrigere Einwohnerzahl ergeben wird und ob die Iden-
titdt von statistischer und melderechtlicher Hauptwohnungsbevdl-
kerung Strukturverschiebungen in der Einwohnerschaft zur Folge

haben kann.

3.1.1 Konsequenzen flir die Gemeinden

Nach dem Begriff der Bevdlkerung am Ort der Hauptwohnung ergibt
sich eine gegentiber der Wohnbevdlkerung veranderte Zuordnung

bei jenen Verheirateten, die aufgrund wirtschaftlicher und
persdnlicher Verhdltnisse nicht standig zusammenleben, daher mehr
als eine Wohnung haben, deren eheliche oder famili&re Beziehungen

aber in einem weiteren Sinne als intakt bezeichnet werden kénnen.
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Bei diesen "Verheirateten, nicht dauernd getrennt Lebenden"
handelt es sich beispielsweise um Fern-(Wochen-, Monats-)Pendler
oder um verheiratete Arbeitnehmer auf mehrwdchigen oder -monati-
gen Montagearbeiten. Wie bereits dargestellt, wurde ein Wochen-
endpendler nach der Definition der Wohnbevélkerung der Gemeinde
zugerechnet, in der er arbeitet, da er von der Wohnung in

dieser Gemeinde aus zur Arbeit geht. Der "neue" Bevdlkerungs-
begriff ordnet nun einen solchen rdumlich nicht sténdig mit
seinem Partner zusammenlebenden,indes aber auch nicht dauernd
getrennt lebenden Verheirateten auch statistisch der Gemeinde

zu, in der sich die Wohnung der Familie befindet. Das heifit am

Beispiel des verheirateten Fernpendlers, daB er statistisch
nicht mehr zu den Einwohnern der Gemeinde z&hlt, in der er
wahrend der Arbeitswoche wohnt und seiner Erwerbstdtigkeit nach-
geht, sondern der Gemeinde zugerechnet wird, in der seine ehe-
lichen und familidren Beziehungen liegenla. Das heiBt, viele
kleine "Entsende"-Gemeinden von (verheirateten) Fernpendlern
kénnen kinftig mit einer gegeniilber dem Wohnbevdlkerungsbegriff

angehobenen Einwohnerzahl rechnen.

Die Eindeﬁtigkeit der fir die Verheirateten geltenden Zuordnungs-
kriterien wird in der melderechtlichen Definition filir die Per-
sonengruppe der Unverheirateten, in der auch die "verheiratet,
dauernd getrennt Lebenden" eingeschlossen sind, nicht vollsténdig
durchgehalten. Der entscheidende Passus in der Legaldefinition
des § 12 MRRG weist einem unverheirateten Birger mit mehr als
einer Wohnung die Hauptwohnung in jener Gemeinde zu, in der

seine von ihm vorwiegend benutzte Wohnung liegt. "Auf eine
Zweitwohnung bezogen liegt eine vorwiegeﬁde Benutzung dann vor,
wenn mehr als die Hialfte der Zeit eines Jahres dort verbracht
wird." (Kommentar zum MRRG). Zwar ist damit ein durchaus als
objektiv zu wertendes Kriterium fir die Hauptwohnungszuordnung
vorgegeben, doch ist der Uberwiegende Aufenthalt von den Melde-
behdrden nur mit.Schwierigkeiten und von der Statistik - etwa

im Rahmen der Volksz&hlung 1983 - tberhaupt nicht nachprifbar,
zumal "in Zweifelsfdllen die vorwiegend benutzte Wohnung dort
(ist), wo der Schwerpunkt der Lebensbeziehung des Einwohners

liegt". (Letzter Satz § 12 (2) MRRG).

Die veridnderte Zuordnung der Verheirateten ist nur statistischer Natur. Der

rein melderechtliche Status der Hauptwobnung in der Heimats- und der Neberwoh-
nung in der Arbeits-/Ausbildungsgemeinde, der ganz Uberwiegend auch schon nach
neuem Melderecht bestand, (weil vom Einwohner so gewshlt), bleibt unveréndert.
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Die vom Gesetz hinterlassene "Restsubjektivitdt" bzw. die geringen
Nachprifungsméglichkeiten der Kriterien fir die Hauptwohnungs-
feststellung bei den Unverheirateten lassen insbesondere die
Universitdtsgemeinden befiirchten, gegenlber dem WohnbevSlkerungs-
konzept an Einwohnern zu verlieren und damit finanzielle EinbuBen
hinnehmen zu missen. Dies muB vor dem Hintergrund gesehen werden,
daB einerseits mit bestimmten Hauptwohnungsorten bestimmte Vorteile
verbunden sind (z.B. glnstigere Kfz-Versicherungsklasse) und
andererseits - worauf noch ndher eingegangen wird - gerade Stu-
denten die Mdglichkeit haben, glaubhaft zu machen, daB der Uber-
wiegende Aufenthalt nicht in den Studienort fallt und jedenfalls
der Schwerpunkt der Lebensbeziehungen am Wohnort der Eltern liegt.
Die Befiirchtungen der Universitdtsstddte, einen Teil ihrer Ein-
wohnerschaft statistisch zu verlieren, hat zu einer Initiative
gefihrt (Deutscher Stadtetag, Landtag Nordrhein-Westfalen), nach
der sich die Feststellung der amtlichen Einwohnerzahl auch kinftig
nach dem Begriff der Wohnbevdlkerung richten solle. Dieses Postulat

ist zu Uberprifen.

3.1.2 Zur Forderung nach der Abkehr vom melderechtlichen Hauptwohnungs-

konzept

Eine Uberprifung der Eignung des Hauptwohnungskonzepts zur Fest-
stellung der Einwohnerzahl hat zundchst davon auszugehen, daB
die Zuordnung fir die Uberwiegende Mehrheit der "Bev&lkerung am
Ort der Hauptwohnung" eindeutig ist: Der "Normalfall" - der Ein-
wohner mit einer Wohnung - ist ohnehin problemfrei und fir die
Verheirateten unter den Einwohnern mit mehr als einer Wohnung
sind zweifelsfreie Kriterien vorgegeben. Die vom Gesetz hinter-
lassene Restsubjektivitdt bezieht sich also, wie bereits ausge-
fihrt, auf die unverheirateten Einwohner mit mehr als einer Woh-
nung, ein Personenkreis, der bei der Volkszéhlung 1970, auf das
Bundesgebiet bezogen, knapp 1,2 Millionen Biirger umfaBte. Fir
weitere Uberlegungen ist es sinnvoll, die unverheirateten Ein-
wohner in Erwerbspersonen, Schiiler/Studenten und "Sonstige
Personen" (Kinder, Rentner, erwachsene Nichterwerbspersonen) zu

untergliedern.
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Fir unverheiratete Erwerbspersonen, insbesondere wenn sie er-
werbstatig sind, dirfte es bei der Existenz von mehr als einer
Wohnung zwar nicht grundsétzlich ausgeschlossen, andererseits
aber doch mit groBen Schwierigkeiten verbunden sein, glaubhaft

zu machen, daB sie nicht tiberwiegend die Wohnung in der Gemeinde
benutzen, in der sie ihrer Erwerbstitigkeit nachgehen. Die Haupt-
wohnungsdefinition des MRRG ist hier quasi-objektiv. Hinzu kommt,
daB einerseits die Bindungen an die Wohnung in der anderen Gemeinde
meist nicht so stark ausgepriigt sind, wie bei verheirateten Er-
werbstdtigen und daB andererseits diese Wohnung auch weitaus
seltener benutzt wird als es bei vielen Studierenden der Fall
sein mag,einfach weil Erwerbstdtige zeitlich nicht die gleiche
Gelegenheit dazu haben. Die Bereitschaft, die Wohnung in der
Gemeinde der Erwerbstatigkeit als Hauptwohnung zu akzeptieren,
dirfte daher in aller Regel gegeben sein. Insgesamt konnen die
unverheirateten Erwerbstitigen mit mehr als einer Wohnung fir

die Feststellung der Einwohnerzahl nach dem Hauptwohnungsbegriff

nicht als problematisch angesehen werden.

Das Gleiche trifft auf den gegeniiber Erwerbstdtigen und Schiilern/
Studenten als "Sonstige" abgegrenzten Personenkreis zu, fir den
Zweitwohnungen nur in seltenen Fillen (Unverheiratete) und wenn

iberhaupt, dann meist als Freizeitwohnung in Frage kommen.

Das Problem, die Hauptwohnungsbev&lkerung tber die vorwiegend
benutzte thnung zu ermitteln, spitzt sich somit auf die in der
Ausbildung stehenden und hier insbesondere die Studenten zu, da fir
Schiiler (von Internatsschiilern abgesehen) ganz iiberwiegend von
der Benutzung nur einer Wohnung, meist der Elternwohnung, ausge-
gangen werden kann. Im Wintersemester 1981/82 waren an den Hoch-
schulen der Bundesrepublik (einschl. Berlin-West) rd. eine
Million Studenten deutscher Staatsangehdrigkeit eingeschriebenl).
Nach Ergebnissen des Mikrozensus haben rd. 26 % der unverheira-
teten Studenten mehr als eine Wohnung, wobei fast ausschlieBlich
davon ausgegangen werden kann, daB es sich jeweils um eine Woh-
nung in der Universitdtsstadt und eine andere am Wohnort der

Eltern handelt. Damit wdren die F&lle bei denen potentielle

1) Bei auslindischen Studenten dirften sich keine Zuordnungs-
probleme stellen, da sie meist nur eine Wohnung (Unterkunft)
haben.
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Zuordnungsschwierigkeiten zur Gemeinde der Hauptwohnung auftreten,
fir die Bundesrepublik insgesamt (bei starken regionalen Unter-
schieden) mit rd. 260 000 zu beziffern. Innerhalb dieses Potentials
muB es, nach "Geist und Buchstaben" der gesetzlichen Definition

als der Normalfall angesehen werden, daB Studenten ihre Wohnung

am Studienort uberwiegend benutzen, dort den Schwerpunkt ihrer
Lebensbeziehungen haben und daher zur Hauptwohnungsbevdlkerung

der Universitatsgemeinde zdhlen.

Diese Sicht bestdtigt der Kommentar zum MRRG (Medert, SiBmuth,

Schweinoch, Weigert):

"So dirfte z.B. ein unverheirateter Student, der neben seiner
Wohnung am Hochschulort noch ein Zimmer in der elterlichen

Wohnung unterhdlt, das er an Wochenenden und in den Semester-
ferien benutzt, in der Regel seine Hauptwohnung am Hochschulort
haben. Denn nach heutigen Studienbedingungen kann davon ausge-
gangen werden, daB ein Student stidrkere Bindungen an den Hochschul-
ort als an den Wohnort der Eltern hat, an den er nach Abschluf

des Studiums meist auch nicht mehr zurfickkehrt. Infolge der
Studienplatzzuweisung ist der friher ilbliche Wechsel der Hoch-
schule wahrend des Studiums tberdies seltener geworden." Wenn

nun ein Student darauf besteht und wahrheitsgemdB glaubhaft

machen kann, sich nicht vorwiegend am Hochschulort, sondern am
Wohnort seiner Eltern aufzuhalten, so muB dies von der Meldebehdrde
und damit auch der Statistik akzeptiert werden. Die Hauptwohnung
dieses Einwohners ist dann - v8llig in Ubereinstimmung mit dem

Gesetz - am Wohnort der Eltern.

Da sich mit der Festlequng der Gemeinde der Hauptwohnung bestimmte
Interessen verbinden, kann nicht ausgeschlossen werden, daB bei
den Erklirungen gegeniiber der Meldebehdrde entsprechende Angaben
gemacht werden. In diesen Fillen - und nur in diesen - wdre die
statistische Zuordnung zur "Bevdlkerung am Ort der Hauptwohnung"
falsch. Das heiBt, die Problematik der vom Gesetz hinterlassenen
"Restsubjektivitat" bei der Bestimmung der Hauétwohnung, die

hdufig auf alle unverheirateten Einwohner mit mehr als einer Wohnung
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bezogen wird, reduziert sich bei genauer Betrachtung im wesent-
lichen auf Studenten, die von ihren subjektiven Interessen ge-

prdgte Angaben Uber ihren vorwiegenden Aufenthalt machen.

Dabei darf die Intensitat dieser Interessen, die zu entsprechenden
Angaben motiviert, nicht Uberwertet werden. So ist es beispielsweise
nicht ausgemacht, daB ein Student in seiner Universitdtsgemeinde
eine unginstigere Kfz-Versicherungsklasse antrifft als an seinem
Elternwohnort. Ist er aber schon motorisiert, so entfdllt ein
anderes Motiv, auf Hauptwohnung in der "Heimatgemeinde" zu be-
stehen: die verbilligte Bahn—Rﬁckfahrkartel). Auch die Ausstellung
der Lohnsteuerkarte durch die Hochschulgemeinde kann nicht mit

groBeren Nachteilen verbunden sein.

Unter den Bedingungen der vom Gesetz zurlickgelassenen Restsubjek-
tivitat dirfte es sich als glinstiger Umstand herausstellen, daB
die Statistik im Rahmen der Bevélkerunqsfortschreibung den Woh-
nungsstatus so akzeptiert, wie er vom Meldewesen ermittelt und
festgestellt wird. Die Zuordnungen des Meldewesens grinden sich
auf einen direkten Dialog mit dem Blirger und missen durch korres-
pondierende Einstufungen in einer zweiten Gemeinde bestdtigt
werden. Fir die BevOlkerungsfortschreibung sind daher insgesamt
gravierende Abweichungen von der "statistischen Wahrheit” nicht zu

erwarten.

Das Petitum flir die Rickkehr zum Wohnbevdlkerungsbegriff wiirde die
Vereinheitlichung des statistischen und melderechtlichen Bevdlke-
rungsbegriffs aufheben und die nicht nur durch unterschiedliche
Verfahren gegebene, sondern bereits in den begrifflichen Grundséatzen
bestehende Diskrepanz zwischen den Registerauszdhlungen der Ge-

meinden und der Landesstatistik wieder aufleben lassen. Dabei wurde

1) Die verbilligte Familienheimfahrt wird immer als Hauptargument
dafir vorgebracht, daB die Studenten auf Hauptwohnung am Eltern-
wohnort bestehen werden. Studenten unter 27 Jahren, die lber-
wiegende Mehrheit also, nehmen aber die tatséchlich an die
Hauptwohnung geknilipfte Familienheimfahrt gar nicht in Anspruch,
sondern reisen mit dem nicht an Wohnsitze gebundenen “Junior-PaB"
auf den 50 % FahrpreisermdBigung gewdhrt werden (gegeniliber 15 %
bei Familienheimfahrten).
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es - nicht nur von der amtlichen Statistik - als ein Fortschritt
angesehen, daB das neue Melderecht der amtlichen Statistik und den
Melderegistern zu einer gemeinsamen Basis verhalf. Denn die gemein-
same begriffliche Grundlage schafft die Voraussetzung fiir eine
sehr winschenswerte, allerdings erst mittel- bis langfristig denk-
bare Entwicklung, die auf eine‘(theoretisch) véllige Uberein-
stimmung der Einwohnernachweise der amtlichen Statistik mit den
Melderegistern hinauslduft. Notwendige Bedingung hierfir ist - die
. Durchfihrung des Registerabgleichs auf der Grundlage der Volks-
zdhlung 1983 einmal ausgeklammert (s.u.) - die genaue Anwendung
des auch im neuen Melderecht vorgesehenen Riickmeldeverfahrens.
Selbst wenn diese Perspektive, weil zu weit in die Zukunft ge-
richtet, unberiicksichtigt bleibt, ist der Vorteil nicht zu tber-
sehen, daB mit der melderechtlichen und statistischen Begriffs-
vereinheitlichung eine der Ursachen fir das Auseinanderlaufen

von Gemeinde und Landes-/Bundesstatistik beseitigt ist. Den Ge-
meinden diirfte es daher kiinftig leichter fallen, sich mit den

StLA Uber die amtliche Einwohnerzahl ins Benehmen zu setzen.

Der Forderung, den Wohnbevdlkerungsbegriff als Grundlage fir die
Bevdlkerungsfortschreibung beizubehalten, kommt spdt und trifft
die amtliche Statistik in einer Phase, da die Umstellung auf den
neuen Bevdlkerungsbegriff hinsichtlich rechtlicher Grundlagen und

technischer Vorbereitungen vollzogen ist.

Das Volkszdhlungsgesetz vom 25. Mirz 1982 verpflichtet die amtliche
Statistik in § 2 die Nutzung der Wohnung durch die Bilrger als
alleinige Wohnung, Haupt- oder Nebenwohnung nach der Definition

des § 12 Abs. 2 des MRRG zu erfassen. Da die Volkszdhlung als
Ausgangsbasis fir die Fortschreibung des Bevdlkerungsstandes dient,
muB aus dem Auftrag des Volkszihlungsgesetzes der SchluB gezogen
werden, daB auch der Statistik der natiirlichen Bevdlkerungsbewegung
und der Wanderungsbewegungen der neue Bevdlkerungsbegriff zugrunde
zu liegen hat. Dem wird auch im Entwurf flir die Novellierung des
Bevbdlkerungsstatistischen Gesetzes Rechnung getragen, der den

Hauptwohnungsbegriff des neuen Melderechts nicht nur Gbernimmt,
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sondern fir den es geradezu die wesentliche Novellierungsursache
darstellt, die Anpassung des statistischen Bevdlkerungsbegriffs
an die melderechtliche Definition auch in dieser statistischen

Rechtsgrundlage festzuschreiben.

Auch aus verfahrenstechnischen Griinden erscheint die Wiedereinfihrung
des Wohnbevdlkerungsbegriffs nicht mehr praktikabel. Die Meldebe~
hdrden werden kinftig auf der Grundlage ihrer neugefaBten Landesmel-
degesetze die Anmeldungen (und Abmeldungen) von Haupt- und Neben-
wohnungen sowie die Wechsel im Wohnungsstatus an die amtliche Sta-
tistik weitergeben. Dies wird, soweit die neuen Landesmeldesetze

schon in Kraft sind, bereits derzeit praktiziert (Hamburg, Hessen,
Nordrhein-Westfalen). Der "alte" Wohnbevdlkerungsbegriff 148t sich

aus den der Statistik zugehenden Unteriagen nicht mehr herstellen.

Es ware v8llig verfehlt zu erwarten, die Landerinnenminister wiirden
ihren Meldebehdrden lber die Durchfihrungsvorschriften den erst
abgeschafften zusatzlichen Erfassungsaufwand erneut zumuten und

sie anweisen, neben der Festlegung der Haupt-/Nebenwohnung gegeniiber
und mit dem Birger auch noch durch entsprechende Fragen die Zuge-
hérigkeit zur WohnbevSlkerung zu ermitteln. In den L&ndern, in

denen bereits nach den neuen Meldegesetzen verfahren wird, héitte

zudem die Ermittlung der Zugehdrigkeit zur WohnbevS6lkerung - um eine
korrekte Fortschreibung zu gewdhrleisten - rilickwirkend bis zum Termin
des Inkrafttretens zu erfolgen. Undenkbar ist auch, daB das auto-
matisierte Einwohnerwesen, aufgrund seiner Programmabldufe und der zur
Verfigung stehenden Daten, in der Lage sein wird, andere Informationen
zu liefern, als sie der in Kooperation mit der Statistik verabschiedete
und auf dem neuen Hauptwohnungsbegriff fufende "Datensatz filir die

Wanderungsstatistik" enthdlt (s. dazu der folgende Abschnitt).
Zu erwartende Verfahrensdnderungen

Es liegt nahe, da8 Anderungen der begrifflichen Basis in der Bevdl-
kerungsstatistik auch Modifikationen der seit langem praktizierten
Verfahrensweisen ausldsen. Die nunmehr bestehende Kongruenz des
statistischen und melderechtlichen Bevdlkerungsbegriffs schafft

erstmals die M&glichkeit, den bereits automatisierten Bereich des
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Einwohnerwesens in statistische Verfahren zu integrieren. Dem stand
bisher entgegen, daf die automatische Verarbeitung von An- und Ab-
meldedatensdtzen in kommunalen Gebietsrechenzentren (Datenzentralen)
oder dem automatisierten Meldewesen von GroBstddten melderechtlichen
Prinzipien folgte und allein auf die gemeindlichen Verwaltungsauf-
gaben zugeschnitten war. Die zusatzlichen Fragen und Markierungen
(Rotstift), die die Einwohnerbehdrden auf den Meldescheinen vor
Weiterleitung an die Statistischen Landesamter anbrachten, um der
amtlichen Statistik die Zuordnung zur Wohnbevdlkerung zu ermdg-
lichen, gingen nicht in die kommunale Datenverarbeitung ein. Der
zusdtzliche Erfassungsaufwand bei der Meldebehdrde war erforderlich,
da die StLA und die Kommunalstatistik, aufgrund der unterschiedlichen
Ausgangsbegriffe, von den Meldestellen nicht durch ein einheitliches

Verfahren und identische Unterlagen bedient werden konnten.

Aufgrund der verédnderten Bedingungen wird es kinftig nicht nur tber-
flissig sein, zusitzliche Fragen und Markierungen fir die spezi-
fischen Belange der amtlichen Statistik anzubringen. Es wire sogar

bei allen in ein automatisiertes Einwohnerwesen integrierten Gemeinden
im Grundsatz mdglich, auf die Ubersendung von Meldescheinen zu ver-
zichten und bei Zu- und Abgangen von der zustéadndigen Datenverarbei-
tungszentrale Datensitze erzeugen zu lassen, die, in einer monat-

lichen Datei gesammelt, den StLA maschinengerecht zugeleitet wiirden.

Um diese sich bietenden Vorteile nutzen zu kénnen, hat die amtliche
Statistik in Zusammenarbeit mit dem "Arbeitskreis der Entwicklungs-
gemeinschaft Einwohnerwesen”, vertreten durch die Datenzentrale
Baden-Wiirttemberg, einen "Datensatz fiir die Wanderungsstatistik"
entworfen, der die Grundlage fir eine auf den im Meldewesen maschinell
gespeicherten Daten fuBende Wanderungsstatistik legen soll. Die An-
wendung des Datensatzes und des auf ihm beruhenden Verfahrens der
Datenlbermittlung setzt das Inkrafttreten aller Landesmeldegesetze
und des novellierten bevSlkerungsstatistischen Gesetzes voraus, die
den neuen Hauptwohnungsbegriff fir die Meldepraxis und die Statistik
einheitlich fundieren. Da der Datensatz einen Auszug der fir die
Wanderungsstatistik relevanten Angaben aus dem "Datensatz flr das

Meldewesen" darstellt, ist auch die Verabschiedung des Meldedaten-

- 17 -



- 17 -

satzes Bedingung fiir die Anwendung des veridnderten Verfahrens. Der
"Datensatz fir das Meldewesen", der die fir die Filihrung der Melde~
register zu erhebenden Angaben zusammengestellt und zumindest fir
die Datenibermittlung bundesweit verbindlich sein soll, wurde vom
UnterausschuB "EDV im Einwohnerwesen" des Arbeitskreises II der
standigen Konferenz der Innenminister der Linder erarbeitet und

steht unmittelbar vor der formellen Verabschiedung.

Trotz der Integration des automatisierten Einwohnerwesens in das
wanderungsstatistische Verfahren behalten wichtige Elemente der
"traditionellen", fiir den Wohnbevdlkerungsbegriff entwickelten
technischen Ablaufe ihre Giiltigkeit. So bleibt die Ubersendung

von Meldescheinen an die StLA weiterhin méglich. Allerdings miissen
sich die Gemeinden auf ein einheitliches Verfahren (Meldescheine
oder Ubermittlung durch Rechenzentrum) festlegen. Mischformen

der Datenbereitstellung sind unzuldssig. Auch die Konvention, daB
den StLA grundsitzlich alle Meldevorgénge ilibermittelt werden und
die amtliche Statistik dariiber entscheidet, welche Datensatze
(Meldescheine) fir die Wanderungsstatistik tbernommen werden, bleibt
bestehen. SchlieBlich wird bei Meldevorgdngen, die Gemeinden in
zwei Bundeslindern betreffen, an dem Austausch der Datentrdiger
festgehalten. Die Einfihrung anderer, den Bandaustausch ersetzender
Verfahren, die dann méglicherweise zu einer schnelleren Ergebnis-
bereitstellung fiihren, sollte erst gepriift werden, wenn das licken-
lose Funktionieren der zwischengemeindlichen Rickmeldungen durxch
Beobachtung tber einen lingeren Zeitraum hinweg, sichergestellt
ist. Zwar darf durch die bindend vorgeschriebene Verpflichtung

zur "Dateniibermittlung zwischen Meldebehérden" (§ 17 MRRG) eine
Verbesserung gegeniiber der Rickmeldepraxis nach "altem" Recht er-
wartet werden. Bevor jedoch die zwischengemeindlichen Rickmeldungen
nicht im Einwohnerﬁesen von Programmabliufen automatisch erzeugt
und damit von menschlichen Unzuldnglichkeiten unabhédngig werden,
kann sich das Rickmeldeverfahren nicht auf einem Niveau befinden,
das den Datentrigeraustausch zwischen den StLA tberflissig macht
und es der Statistik gestattet, sich vollstdndig auf die in den

Datenzentralen registrierten Ab- und Zugédnge zu stltzen.
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Die Bevélkerungsfortschreibung wird auch kinftig - ausgehend vom
Volkszahlungsergebnis 1983 - auf der Saldierung von Zu- und Ab-
gangen (an Einwohnern in Hauptwohnungen) beruhen, die sich aus Ge-
burten und Sterbefdllen sowie Wanderungsbewegungen ergeben haben.

Was die natlrliche Bevélkefungsbewegung angeht, so kénnen auch in
Zukunft Ergebnisse mit zuverldssigem Genauigkeitsniveau erwartet
werden. Uberlegungen zur Qualitdt der Bevolkerungsfortschreibung
k&énnen sich daher, wie bereits bei der Darstellung der Fortschreibung
nach dem Wohnbevdlkerungsbegriff, auf die Wanderungsbewegungen

beschréanken.

Die Bevdlkerungsfortschreibung, soweit sie auf der Wanderungsstatistik
basiert, hat kiGnftig zu bericksichtigen, da8 Zu- und Abgdnge von
Hauptwohnungen nicht mehr allein durch Zu- und Fortzlge, also "echte"
Wanderungsbewegungen, ausgeldst werden. Ein Zugang (Abgang) von
Einwohnern mit Hauptwohnung kann sich auch ohne "physischen" Bezug
oder Aufgabe einer Wohnung ergeben und zwar durch die Verdnderung

des Status der in der Gemeinde benutzten Wohnung. So ist die Ein-
wohnerzahl einer Gemeinde um 1 zu erhdhen, wenn die Wohnung eines
Einwohners von einer Nebenwohnung zu einer Hauptwohnung wird. Solche

Statuswechsel kommen zustande durch

- Bnderungen des Familienstandes (EheschlieBungen; -scheidungen,

einschl. dauerhafte Trennung von Verheirateten; Sterbefédlle)

- Gednderte Lebensverhdltnisse (Verlagerung des Lebensschwerpunktes

in eine andere Gemeinde)

Ursache (eines Statuswechsels) und Wirkung (auf die Fortschreibung)
seien an einem Beispiel verdeutlicht: Ein lediger Erwerbstdtiger ist
(in tbereinstimmung mit dem neuen Melderecht) mit Hauptwohnung in der
Gemeinde A registriert, in der er seiner Erwerbstdtigkeit nachgeht.
Er unterhilt eine Wohnung im Hause seiner Eltern in der Gemeinde B,
die den Status einer Nebenwohnung hat. Er heiratet nun seine Ver-
lobte, die wie er selbst aus B stammt. Das Paar bezieht die Wohnung

im Elternhaus des Ehemannes als gemeinsame Wohnung. Der Ehemann geht

- 19 -



3.3

- 19 -

weiterhin seiner Erwerbstadtigkeit in A nach. Da die "Haupt-
wohnung eines verheirateten Einwohners, der nicht dauernd
von seiner Familie getrennt lebt, die vorwiegend benutzte
Wohnung der Familie (is " (§ 12 MRGG) veréndert sich der
Status der Wohnung in A durch die Eheschliefung voneiner
Haupt- zu einer Nebenwohnung, wdhrend die (ehemalige) Neben-
wohnung in B zu einer Hauptwohnung wird. Der amtlichen Sta-
tistik ist der Statuswechsel zu Ubermitteln; fir die Fort-
schreibung ist die amtliche Einwohnerzahl in A um 1 zu ver-

1)

ringern, in B um 1 zu erhdhen .

Dieses Beispiel eines fortschreibungswirksamen Falles, der
innerhalb des wanderungsstatistischen Verfahrens auftrat,
ohne daB eine physische Umzugsbewegung stattgefunden hat,
zeigt, daB kiinftig in Fortschreibung und Wanderungsstatistik
nicht nur wie bisher die Zu- und Fortzlge, sondern auch die

Statuswechsel zu bertlicksichtigen sind.

Qualitative Verbesserungen der Wanderungsstatistik

Durch den Ubergang auf den neuen Bevélkerungsbegriff und die
Mdglichkeit der Datenbereitstellung lUber das automatisierte
Einwohnerwesen werden bestimmte Fehler, die sich aus dem
Verfahren nach dem Wohnbevdlkerungsbegriff ergaben (vgl.

Abschnitt 2.2.1), nicht mehr auftreten.

- Der zusédtzliche Erfassungsaufwand bei den Meldebehdrden,
der dexr Statistik die Zuordnung zur Wohnbevdlkerung er-
méglichen sollte und der - da nicht meldespezifisch -
wahrscheinlich nicht immer geleistet wurde, ist in Zukunft
nicht mehr zu erbringen. Fehlzuordnungen aufgrund unge-
stellter Zusatzfragen und nicht angebrachter Markierungen

werden nicht mehr erfolgen.

- Fehler, die sich aufgrund unterbliebener Abmeldungen bei

der Bufgabe einer Nebenwohnung und der Riickkehr in die

1) An dieser Fortschreibungskonsequenz hitte sich auch nichts

gedndert, wenn das Paar in B eine andere gemeinsame Wohnung
als die im Elternhaus des Ehemannes bezogen hitte.
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Hauptwohnung ergeben, sind fir die Beurteilung der Genauigkeit
der Fortschreibung nicht mehr zu bericksichtigen. Diese, auf
den Wohnbev&lkerungsbegriff zutreffende Schwachstelle, ist

fir das Verfahren nach dem Hauptwohnungskonzept nicht mehr
wirksam. Handelt es sich um eine Nebenwohnung nach neuem Melde-
recht, so ist die Bewegung fortschreibungsneutral, da eine
Wohnung in einer Gemeinde aufgegeben wird, zu der der Birger
statistisch ohnehin nicht zdhlte und die Rickkehr in eine
Wohnung in einer Gemeinde erfolgt, zu der der Birger statistisch
bereits rechnet. Handelt es sich bei der aufgegebenen Wohnung
dagegen um eine Hauptwohnung nach neuem Melderecht, so wechselt
der Status der anderen Wohnung von einer Nebenwohnung zu einer
alleinigen Wohnung. Ein Statuswechsel ist nach neuem Recht

bei den Meldebehdrden anzugeben und entspricht in diesem Falle
einer Anmeldung. Da es sich nunmehr um eine alleinige Wohnung
handelt und der Birger hinsichtlich Steuerkarte, Wahlrecht,
PaBausstellung usw. auf Verwaltungsleistungen der Gemeinde
seiner alleinigen Wohnung angewiesen ist, kann mit Sicherheit
davon ausgegangen werden, daB der Statuswechsel bei der
Meldebehdrde vollzogen und an die Statistik weitergeleitet
wird. Uber den Datentrigeraustausch zwischen den StLA ist somit
eine korrekte Fortschreibung, auch in der Gemeinde der ehe-

maligen Hauptwohnung, gewdhrleistet.

Auch der im Zusammenhang mit der Darstellung des Wohnbevdlke-
rungsbegriffs aufgefiihrte Fehler, der bei der Aufgabe einer
Nebenwohnung und dem Bezug einer neuen Nebenwohnung (unter
Beibehaltung der Hauptwohnung) auftrat, wird sich nicht mehr
auswirken. Handelt es sich bei der aufgegebenen und der neu
bezogenen Wohnung um Nebenwohnungen im Sinne des neuen Melde-
rechts, so hat eine fortschreibungsneutrale Bewegung stattge-
funden. Sind es dagegen nach den Kriterien des MRRG Haupt-
wohnungen, die von dem Umzug betroffen sind, so besitzt die
dritte beibehaltene Wohnung Nebenwohnungsstatus. Bei der
Anmeldung ist die Gemeinde der bisherigen Hauptwohnung anzugeben.
Eine fehlerhafte Abbuchung von der Nebenwohnungsgemeinde ist

damit ausgeschlossen.
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- Eine gewisse Qualitatsverbesserung kann auch von der Inte-
gration des automatisierten Einwohnerwesens in das Ver-
fahren erwartet werden. Die Datenbereitstellung uber
kommunale Rechenzentralen schafft die Méglichkeit in weit
héherem AusmaB als bisher Fehler, die durch zwischenge-
meindliche Riickmeldungen zutage getreten sind, zur Kor-
rektur von Fortschreibu;g und Wanderungsstatistik heranzu-

ziehen.

3.4 Statuswechsel als Problemquelle

Die Praxis wird die Erwartung zu bestdtigen haben, daB die
Veranderung der begrifflichen Grundlage und die Modifikation
der Verfahrensweisen, sich in einer Qualitdtsverbesserung von
Fortschreibung und Wanderungsstatistik auswirken. Es ist
nicht ausgemacht, ob sich mit der Praktizierung des Verfahrens
im Zeitablauf neue Schwachstellen offenbaren, die der Re-
duzierung der Fehlerquellen des "alten" Ablaufs entgegen-
wirken. Uberlegungen zu Fehlern, mit denen lber die nach

wie vor giiltigen Schwachstellen (Fortzilige ins Ausland, Rick-
kehr aus dem Ausland) hinaus zu rechnen ist, missen bei den

Statuswechseln ansetzen.

Verlagert beispielsweise ein dlteres, nicht mehr erwerbstdtiges
Ehepaar seinen Lebensschwerpunkt von seiner Stadtwohnung zu
seiner auf dem Lande gelegenen Freizeitwohnung, so mifte ein
Statuswechsel vorgenommen werden, der ohne einen entsprechen-
den Meldevorgang unterbleibt. Der Fehler, der aus einer

solchen Konstruktion resultiert, dirfte allerdings so klein

sein, daB er vernachldssigt werden kann.

Statuswechsel aufgrund einer Anderung des Familienstandes
miBten mit einer gewissen zeitlichen Verzdgerung verbucht
werden kénnen, wenn die entsprechenden Mitteilungen bei den
Meldebehdrden eingehen. Voraussetzung ist, daB ein reibungs-

los funktionierender InformationsfluB zwischen Standes- und
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Finanzamt auf der einen und Meldebehdrde auf der anderen Seite
etabliert wird und daB bei den Mitarbeitern dieser Behdrden
ein entwickeltes ProblembewuBtsein flir die melderechtlichen

Konsequenzen der von ihnen bearbeiteten Vorgdnge besteht.

Fir eine gewisse - wenn auch nur voribergehende - Probleman-
falligkeit von Statuswechseln spricht auch, daB immer zwei
Meldebehérden betroffen sind: eine die Anderung initiierende
und eine zweite Behdrde, die eine korrespondierende Buchung
vorzunehmen hat. Hat eine Meldebehdrde aufgrund eines nicht
von ihr initiierten Statuswechsels eine Hauptwohnung abzugeben,
so kann es zu Einwendungen und Widerstédnden kommen, die die
entsprechende Umstellung verzdgern oder den urspriinglichen
Statuswechsel sogar wieder riickgdngig machen kdénnen. Durch

die Beteiligung von zwei Meldebehdrden an einem von gegensatz-
lichen Interessen geprdgten Entscheidungsprozef kann es vor-
kommen, daB ein Biirger zeitweise mit zwei Hauptwohnungen regi-
striert ist. Dies ist fiir die amtliche Statistik zundchst un-
schadlich, da bei einem Statuswechsel zu einer Hauptwohnung

in einer Gemeinde (ber den Datentrigeraustausch die korre-
spondierende Hauptwohnungsabbuchung in der zweiten Gemeinde
vorgenommen wird. In diesem Falle ist aber die Ubereinstimmung
mit der Kommunalstatistik voriibergehend nicht gewahrt. Diese
"Diskrepanz auf Zeit" muB - wie bereits an anderer Stelle
angesprochen - im Sinne der statistischen "Wahrheitsfindung"
nicht als Nachteil angesehen werden, garantiert doch der nach
seinem Abschlué unmittelbar in die Statistik eingehende Ent-
scheidungsprozefl zwischen den Gemeinden, daB die statistische
Zuordnung zur Hauptwohnungsgemeinde nicht schematisch, sondern
unter Bertlicksichtigung aller in Frage kommenden Gesichtspunkte

erfolgt.
Die Differenz zu kommunalen Registerausz&hlungen

Mit dem Hinweis auf voriibergehende Abweichungen zwischem amt-
licher Statistik und Melderegister im Falle einer noch aus-
stehenden Einigung zweier Behdrden iliber den jeweiligen Woh-
nungsstatus eines in beiden Gemeinden gemeldeten Einwohners

wurde bereits angedeutet, daf trotz dexr Vereinheitlichung des
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Bevdlkerungsbegriffs auch in Zukunft die von der Statistik
nachgewiesene Einwohnerzahl nicht vollkommen mit der auf-

grund kommunaler Registerauswertungen sich ergebenden Ein-
wohnerzahl lbereinstimmen wird. Die Vereinheitlichung der be-
grifflichen Basis hat nur eine der Ursachen fiir das Auseinander-
laufen von Landesstatistik und kommunalen Registerauszéhlungén
aufgehoben (vgl. Abschnitt 2.3). Die anderen Griinde. fir eine
nicht nur zeitweise, sondern auf Dauer bestehende Diskrepanz

der ermittelten Einwohnerzahlen behalten auch nach dem Konzept

der "Bevélkerung am Ort der Hauptwohnung" Giltigkeit:

- Der Abgleich der Melderegister mit den Unterlagen der Volks-
z&hlung 1983, den durchzufihren das Volkszdhlungsgesetz
nicht nur die Moglichkeit schafft, sondern den die meisten
Landesmeldegesetze sogar zwingend vorschreciben, wird nach
allen zur Verfiigung stehenden Informationen nicht von allen
Gemeinden fir jeden im Register gefihrten bzw. bei der Volks-
zdahlung erfaBten Einwohner erfolgen. Damit zeichnet sich
bereits ab, daB den Fortschreibungen der amtlichen und der
kommunalen Statistik eine identische Ausgangsbasis nicht

zugrundeliegen wird.

- SchlieBlich wird auch der Datentrdgeraustausch zwischen den
StLA, mit dem nicht existente Abmeldungen der Biirger und
Rickmeldungen der Gemeinden statistisch "unsch&dlich" ge-
macht werden sollen, Abweichungen zwischen amtlicher Sta-
tistik und Registerauszdhlungen hervorrufen. Diese Ur-
sache statistischer Diskrepanzen wird sich - wie bereits
aufgefiihrt - erst dann nicht mehr auswirken, wenn ein
lickenloses Rickmeldeverfahren eines vollst&ndig automati-

sierten Einwohnerwesens praktiziert wird.
3.6 Ubergangsschwierigkeiten

Die Ergebnisse der Bevdlkerungsfortschreibung werden bis zum
Volkszdhlungstermin 1983 (27. April) letztmalig fir den

31. Dezember 1982 verdffentlicht. Intern wird die Fortschrei-

bung in den StLA zum 26. April 1983 abschliefen. Die nach dem
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Volkszdhlungsstichtag anfallenden fortschreibungswirksamen
Fdlle werden in den StLA gesammelt und mit den Volkszdhlungs-
ergebnissen, die nach rd. 18 Monaten vorliegen sollen, zum
neuen Fortschreibungsergebnis saldiert. Mun kann die Bevélke-
rungsfortschreibung nicht bis zum 26. April 1983 nach dem
Wohnbevolkerungsbegriff durchgehalten werden, da die Melde-
behdérden mit dem Inkrafttreten der Landesmeldegesetze, die in
einer Reihe von Landern schon geltendes Recht sind und es bis
zum 26. April 1983 durchweg sein sollen, nur noch Haupt- und
Nebenwohnung nach der neuen melderechtlichen Definition (und
nicht mehr die Zugehérigkeit zur Wohnbevdlkerung) an die
amtliche Statistik weitergeben. Das heifit, es ist fir eine
Ubergangszeit von einigen Monaten die unbefriedigende Situa-
tion der vermischten Gultigkeit zweier Bevdlkerungsbegriffe
hinzunehmen, denn es werden ab einem bestimmten Zeitpunkt,
ausgehend von der Wohnbevlkerung einer Gemeinde, Einwochner
nach dem neuen Hauptwohnungsbegriff hinzugefigt oder abgesetzt.
In Hamburg beispielsweise, wo das neue Landesmeldegesetz seit
dem 23. August 1982 in Kraft ist, wird das Ergebnis weder
Wohnbevélkerung nach Bev&lkerung am Ort der Hauptwohnung

genannt, was auch beides nicht zutrife, sondern schlicht als

"Bevblkerung" bezeichnet.

Volksz&hlung, Regiéterabgleich und Registerumstellung

Die Ermittlung der "Bevdlkerung am Ort der "Haupt-

wohnung " im Rahmen der Volkszdhlung

Die amtliche Statistik hat die Ubernahme des melderechtlichen
Hauptwohnungsbegriffs flir die Volkszdhlung 1983 durch die in

§ 2 des Volkszshlungsgesetzes niedergelegte Verpflichtung voll-
zogen, die "Nutzung der Wohnung als alleinige Wohnung, Haupt-
oder Nebenwohnung(§ 12,Abs. 2 des Melderechtsrahmengesetzes)"

zu erfassen. Dem Nachweis der Ergebnisse der Volkszdhlung

wird daher der melderechtliche Begriff der "Bevdlkerung am

Ort der Hauptwohnung" zugrundeliegen. Auch die aus dem Volks-
zdhlungsergebnis hervorgehende Ausgangsbasis fir die Bevdlke-
rungsfortschreibung wird sich nach dem neuen Begriff der

Hauptwohnungsbevdlkerung richten.
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Die Feststellung der Haupt- bzw. Nebenwohnung im Rahmen der
Volkszdhlung stellt die Statistik vor eine schwierige Auf-
gabe, da ihr, im Gegensatz zum Fortschreibungsverfahren, eine
Meldebehdrde nicht zur Verfigung steht, die insbesondere bei
den problematischen Fidilen den Wohnungsstatus auch fir die
Statistik im "Dialog mit dem Einwohner" feststellt und deren‘
Zuordnung durch die Riickkoppelung an eine korrespondierende
Meldebehdrde abgesichert ist. Es sei im Vorgriff auf die den
Gemeinden gegebene Mdglichkeit hingewiesen, Uber den sogenannten
"Registerabgleich" zu verhindern, daB die Angaben in der Volks-
zdhlung zur Baupt-/Nebenwohnung unmittelbar in die Ausgangs-
zahl fir die Bevdlkerungsfortschreibung eingehen. Zunichst
aber ist festzuhalten, daB8 die Volkszihlung bei der Ermittlung
der Bevblkerung am Ort der Hauptwohnung auf sich gestellt und
beziglich der Feststelluﬁg des Wohnungsstatus auf eigene Zu-
ordnungsprinzipien angewiesen ist. Fehlende oder wider-
sprichliche Angaben, missen nach bestimmten Regeln, die mit
Blick auf die Bestimmungen des Melderechts entwickelt worden

sind, korrigiert werden.

Es war - bei der Differenziertheit der zugrundeliegenden Tat-
bestdnde - zu erwarten, da8 um keine andere Frage des Erhebungs-
programms so lange und intensiv gerungen wurde, wie um die Frage
zur Feststellung der alleinigen Wohnung sowie der Haupt- und
Nebenwohnung nach neuem Melderecht. Ein wesentliches Element

des Diskussionsprozesses war ein praktischer Test zweier
Fragenentwiirfe, der bei rd. 2 000 Haushalten mit mehr als einer
Wohnung durchgefiihrt wurde. Die Testergebnisse erbrachten

einige Aufschliisse, die nicht nur die Feststellung der besseren

Eignung der einen oder der anderen Frageformulierung betrafen:

- Es erwies sich, daB die Melderegister insbesondere in bezug
auf Einwohner mit mehreren Wohnungen in unerwartetem MaRe

nicht mehr zutreffende Angaben enthalten.

- Es stellte sich heraus, daB Studenten nicht notwendigerweise
ihre Wohnung am Universitdtsort vorwiegend benutzen, sondern
sich anderswo (etwa am Elternwohnort) durchaus hiufiger

aufhalten koénnen.
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- Beziglich der Fassung der Frage selbst stellte sich eine

dreigeteilte Gliederung als am Ubersichtlichsten heraus.

- Ein an den Fragetext angehdngter, erkldrender Klammerzusatz
" (Hauptwohnung) " erwies sich als miBverstédndlich, da er viele
Befragte veranlaf8te, so zu antworten, wie es ihren derzei-
tigen Meldeeintragungen tatsdchlich entspricht und nicht,

wie es mit den Vorgaben des neuen Melderechts {ibereinstimmt.

Vor dem Hintergrund der Testergebnisse einigten sich die mit
der Volkszdhlung befaften Gremien schlieBlich auf eine drei-
teilig gegliederte Fassung, die auf den Klammerzusatz " (Haupt-
wohnung) " verzichtet und deren Formulierung - um an Allge-
meinverstidndlichkeit zu gewinnen - sich nicht wértlich an den
Gesetzestext anlehnt. Eine mit dem Gesetzestext weitgehend
ibereinstimmende Formulierung wdre in breiten Bevdlkerungs-
kreisen ohne entsprechende Leseerfahrung mit juristischen
Texten auf erhebliche Verstdndnisschwierigkeiten gestoSfen.

Die Frage nach der weiteren Wohnung - die Frage 6 des Haus-

haltsbogens - liegt damit in folgender Fassung vor:

Wird auBer der hiesigen Wohnung noch eine weitere nein
Wohnung (Unterkunft/ Zimmer) in der Bundesrepublik ja
Deutschland einschl. Berlin (West) bewohnt?

Falls ja: a) Fiir Verheiratete, die nicht dauernd ge- nein
trennt leben: ja
Ist die hiesige Wohnung die vorwiegend be-
nutzte Wohnung der Familie

b) Fiir alle ibrigen Personen: nein
Ist die hiesige Wohnung die vorwiegend ja
benutzte Wohnung?

c) AuBerdem flir Erwerbstdtige, Schiiler/ nein
Studenten: ja
Gehen Sie vorwiegend von der hiesigen Woh-
nung aus zur Arbeit oder Schule/Hoch-
schule?
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Wird die Existenz einer weiteren Wohnung in der Leitfrage
bejaht, so erfolgt die Zuordnung zum Haupt- bzw. Neben-
wohnungsstatus iber die Antworten zu den einzelnen Unter-
fragen, wobei die Angaben zum Familienstand (Frage 3) be-
ricksichtigt werden. Eine vollstdndige Ubersicht dber die
Haupt-/Nebenwohnungszuordnungen bei allen denkbaren Ant-
wortkombinationen fiir die Frage 6 ist, gemeinsam mit einer
verbalen Darstellung der Zuordnungsprinzipien, als Anlage
beigefigt. An dieser Stelle genigt daher der Hinweis auf

die in den Testergebnissen wurzelnde Entscheidung, da8 die
Angaben zur vorwiegend benutzten Wohnung beim Problemfall
der Unverheirateten akzeptiert werden, ohne die Antwort

auf die Unterfrage c) ("von hier aus zur Arbeit/Ausbildung?")
zur Kontrolle heranzuziehen. Das heiBt, es unterbleibt eine
automatische Umsetzung zur Hauptwohnung, wenn die Uber-
wiegende Nutzung verneint wird, der Befragte aber gleichwohl
von dieser Wohnung aus zur Arbeit/Ausbildung geht (s. 1f£d.Nr. 47
in der Anlage). Auf diese Weise scheint die unter den gege-
benen Umstdnden bestmégliche Anndherung an die tatsdchlichen
Verhdltnisse gewdhrleistet, da einerseits von Interessen ge-
priagte Antworten, wie in Abschnitt 3.1.1 dargestellt, bei
der Volkszdhlung nicht ins'Gewicht fallen diirften und anderer-
seits von der Norm abweichende F&lle einer schematischen Zu-

ordnung nicht zum Opfer fallen.

Die Registerumstellung

Es gehdrt bereits zur "Volkszdhlungstradition", daB den
Meldebehdrden per Volkszdhlungsgesetz die Méglichkeit einge-
raumt wird, die Meldeunterlagen anhand der Angaben auf den
Erhebungspapieren zu {iberprifen und dabei die Vollstdndigkeit
und Datenqualitdt der Register zu verbessern. Umgekehrt war
es auch Ziel dieses als "Registerabgleich" bezeichneten Ver-
fahrens, anhand der Meldeunterlagen die vollzdhlige und
richtige Erfassung der Einwohner bei der Volkszdhlung zu

uberprifen.
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Mit der Neufassung des Melderechts erhdlt der bisher schon
libliche Registerabgleich eine neue Dimension: Das Inkraft-
treten neuer Landesmeldegesetze, mit dem die bisher de facto
gegebene Wahlfreiheit in der Bestimmung des Haupt- und
Nebenwohnsitzes weitgehend aufgehoben wird, ist fir die Ge-
meinden mit der Notwendigkeit verbunden, die Altbestinde ihrer
Meldeunterlagen auf die neugefafte Haupt-/Nebenwohnungsdefi-
nition umzustellen. Dabei bot es das zeitliche Aufeinander-
treffen von Volkszdhlungstermin und Verabschiedung der Melde-
gesetze geradezu an, die Umstellung der Melderegister anhand
der Angaben auf den Erhebungspapieren vorzunehmen. Folge-
richtig ist eine entsprechende Verpflichtung in den bereits
verabschiedeten Gesetzen sowie in den meisten Entwiirfen der
noch zu verabschiedenden Landesmeldegesetze enthalten. Fir
die Melderegister ist somit die Volksz&hlung 1983 in zwei-
facher Hinsicht von Bedeutung: Einerseits durch die vom Volks-
zdhlungsgesetz eingerdumte M&glichkeit der wechselseitigen
Uberpriifung von Melderegister und Erhebungspapieren hin-
sichtlich vVollzédhligkeit und Korrektheit der Angaben zu be-
stimmten Merkmalen (Registerabgleich) und andererseits in be-
zug auf die durch die Landesmeldegesetze vorgegebene Ver-
pflichtung, die Altbestidnde der Melderegister auf den neuen
Haupt-/Nebenwohnungsbegriff umzustellen (Registerumstellung).
Im folgenden wird sich ausschlieBlich auf den letzten Aspekt,

die Umstellung der Melderegister bezogen.

Die Durchfiihrung der Registerumstellung ist die Aufgabe der
Gemeinden. Die Gemeinden haben, je nach individuellen Gegeben-
heiten, den Zeitpunkt bzw. die Frist filir die Umstellungsarbeiten
zu bestimmen, (wobei ihnen die Landesmeldegesetze Zeitspannen
vorgeben, innerhalb derer die Arbeiten abzuschlieBen sind),
und sie haben das Verfahren festzulegen, nach dem sie vor-
gehen. Hinsichtlich der Vorgehensweise stehen den Gemeinden
als Vorschl&ge zu verstehende Anleitungen ihrer kommunalen
Vereinigungen zur Verfigung. Die Statistik kann nur beratend
mitwirken. Insbesondere wird sie bemiiht sein, die praktischen
Arbeiten durch ﬁbersichtlich und benutzerfreundlich gehal-

tene Informationen dariiber zu unterstiitzen, zu welchem Woh-
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nungsstatus (Hauptwohnung/Nebenwohnung) die Volkszdhlung bei
den verschiedenen Antwortkombinationen zuordnet. Es mufl aller-
dings betont werden, daB der durch die Volkszdhlung ermittelte
Wohnungsstatus zunachst nur rein statistische Bedeutung hat
und den Meldebehdrden lediglich Anhaltspunkte liefert. Die
alleinige Kompetenz bei der rechtsverbindlichen Festlegung

des Wohnungsstatus in Zusammenarbeit mit dem Betroffenen liegt

bei den Meldebhérden.

Es liegt mehr im Interesse der Gemeinden als es ein Anliegen
der amtlichen Statistik ware, da die Meldebehdrden die Re-
gisterumstellung mit einem Maximum an Grundlichkeit und mdg-

lichst zeitnah zum Z&hlungsstichtag durchfiihren.

Ein vollsténdiger Registerabgleich setzt die Vorbeifihrung
aller in einer Gemeinde anfallenden Erhebungspapiere an der
gesamten Einwohnerdatei voraus. Eine Beschrédnkung des Ab-
gleichs auf Erhebungspapiere, die sich auf mehrere Wohnungen
beziehen, macht die Nachpriifung und eventuell sich an-
schlieBende Korrektur des Melderegisters in folgenden Fdllen

unméglich:

- Ein Einwohner wird mit alleiniger Wohnung in der Gemeinde bei
der Volkszdhlung erfaBt, ist aber nicht im Melderegister

bzw. im Registerausdruck zum Z&hlungsstichtag gefihrt.

- Ein Einwohner wird in der Volkszdhlung mit alleiniger Woh-
nung erfafBt, ist aber im Register mit mehr als einer Wohnung

gefihrt.

- Ein Einwohner ist im Melderegister gefiihrt, sei es mit allei-
niger oder mehr als einer Wohnung, wurde aber bei der Volks-

z&hlung nicht erfaBt.

Bei einer Beschrankung des Registerabgleichs auf Zihlungs-
unterlagen, die mehr als eine Wohnung betreffen, koénnen die
Gemeinden nicht davon ausgehen, Gber eine zum Z&hlungsstich-
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tag vollstandige und korrekte Einwohnerdatei zu verfigen.

Dies schlieBt die mit finanziellen Auswirkungen verbundene
Folge ein, daB Mdglichkeiten zur Korrektur von Untererfassungen
durch die Volkszdhlung im Rahmen der Bevdlkerungsfortschreibung

ungenutzt bleiben.

Obwohl die verschiedenen Landesmeldegesetze den Meldebehdrden
Fristen von sechs bis 18 Monaten fir die Abgleichsarbeiten
vorgeben, wadre es wichtig, grdBere zeitliche Differenzen zu
vermeiden und die Registeriiberpriifung und -umstellung még-
lichst zeitnah zum Zdhlungsstichtag durchzufihren. Je mehr
Zeit zwischem dem Stichtag der Volkszdhlung und dem Abgleichs-
termin verstreicht, desto stdrker kumulieren problematische
Verdnderungsfdlle, die in dieser Spanne auftreten und nicht

mehr nachvollziehbar sind.

Um den Beginn der Aufbereitung in den StLA nicht zu ver-
zbégern, kdnnen die Erhebungspapiere nicht immer bis zum Ab-
schiluB der Registerumstellung bei den Gemeinden verbleiben.
Fir viele Gemeinden wird es sich als unumgédnglich erweisen,
die flr die Registerumstellung relevanten Angaben im Haushalts-
bogen vor der Weiterleitung an die StLE zu sichern, um sich
die fiir die Abgleichsarbeiten erforderliche Zeit nehmen zu
kénnen, ohne die Aufbereitung der Volksz&hlung zu verzdgern.
Dabei zeichnen sich nach bisherigem Stand drei Mdglichkeiten

ab:

- Der Zdhler erhdlt eine Namensliste aller in seinem Z&hlbe-
zirk nach letztem Stand im Register gefiihrten Personen. Die
Liste enthdlt Angaben zum derzeitigen Wohnungsstatus. Der
Zahler bringt entsprechende Vermerke an, wenn er Personen
nicht mehr antrifft, die noch auf der Namensliste ‘(also
im Register) gefihrt werden, bzw. wenn er Personen an-
trifft, die noch nicht auf der Liste (im Register) stehen.

Auch Markierungen iliber das Vorliegen mehrerer Wohnungen
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sind in diesen F&allen anzubringen. Diese Kontrollen stellen
noch reine Vollz&hligkeitstberprifungen dar, wie sie im
Rahmen des Registerabgleichs Ublich geworden sind. Die Re-
gisterumstellung wird vorbereitet, wenn entweder der Z&hler,
oder die Zahlungsdienststelle auf der Liste beim Vorliegen
mehrerer Wohnungen die Antwortmarkierungen zur Frage 6 des
Haushaltsbogens protokolliert. Aus diesen Angaben auf der
Namensliste (derzeitiger Wohnungsstatus/Antwort zur Frage 6)
1438t sich dann ablesen, ob eventuell eine Registerumstellung
vorgenommen werden muf oder nicht. Die Uberpriifung der Liste
im Hinblick auf die Registerumstellung kann entweder vor
oder nach der &éiterleitung der Zihlpapiere an die StLA

vérgenommen werden.

Ablichtung des relevanten Teils aller Haushaltsbogen. Uber-
tragung von Strafe und Hausnummer der Erfassungsadresse.

Aus Kostengriinden kénnen nur Bogen abgelichtet werden,

auf denen die Existenz von mehreren Wohnungen angegeben

wird. Dabei muf die vollzdhlige Ablichtung der Bogen, die
mehr als eine Wohnung betreffen, mit Sicherheit gewdhrleistet
sein, da nur unter dieser Bedingung der SchluB zuldssig

ist, daB alle anderen Fdlle sich nur auf eine Wohnung be-
ziehen. Die Schwidche dieses Verfahrens besteht darin, daB
eine vollstandige Uberpriifung aller abgleichsrelevanten Falle
nicht erfolgen kann, selbst wenn die Vollzdhligkeit der Ab-

lichtungen sichergestellt ist (s.o.).

Eine andere Mdglichkeit besteht in der Aushdndigung von Er-

kldrungsvordrucken zum Wohnungsstatus zusammen mit und zu-

sdtzlich zur Verteilung der Erhebungspapiere. Dabei hitte
der Z&hler jeden Haushalt bei der Verteilung der Papiere zu
fragen, ob mindestens eine der zum Haushalt zdhlenden Per-
sonen mehr als eine Wohnung benutzt. Die betroffenen Per-
sonen erkldren dann auf dem Vordruck in einer durch Unter-
schrift bekradftigten Form den Status der Wohnung in der
Gemeinde. Der Erkldrung wird die Frage 6 des Haushaltsbogens
in identischer Formulierung und Gliederung zugrundeliegen.
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Unstimmigkeiten der Angaben in beiden Papieren sollen durch den

Zahler geklédrt werden. In dem Erkldrungsvordruck liegt den
Gemeinden eine Unterlage vor, die die Durchfithrung der Um-
stellungsarbeiten erméglicht, ohne die Weiterleitung der

Zadhlungsunterlagen zu behindern. Allerdings wohnt diesem

Vorgehen die gleiche Schwdche inne, wie sie fir das Ablich-
tungsverfahren dargestellt wurde, d.h. bestimmte Abgleichs-
fdlle kénnen nicht uUberpriift werden. Auch der Nachteil der

zusdtzlichen Belastung des Zahlers ist zu beachten.

Es darf nicht Ubersehen werden, daf die Verpflichtung zur
Durchfihrung der Registerumstellung fir die Gemeinden mit einer

Reihe von Problemen verbunden ist:

- Die Umstellung der Register stellt fir die Gemeinden eine
erﬁebliche zusdtzliche Arbeitsbelastung dar. Es sind bereits
Stimmen vernehmbar, nach denen es angezweifelt werden kann,
ob alle Gemeinden die Registerumstellung vollstdndig und

sorgfdltig durchfihren werden kénnen.

- Bei den Blirgern besteht weitgehend Unkenntnis lber neue melde-

rechtliche Bedingungen.

~ Die Betroffenen kénnten sich der Festlegung der Haupt-/Neben-
wohnung durch die Meldebehdrde widersetzen. Da die gesetz-
liche Definition bei den Unverheirateten und den dauernd ge-
trennt Lebenden gewisse Interpretationsspielrdume offenldBt,
missen die Gemeinden mit der Einleitung von Rechtsverfahren
von Einwohnern rechnen, die ihren Wohnungsstatus nicht

akzeptieren.

Statuswechsel, die von einer Meldebehérde  vorgenommen werden,
sei es nun im Zusammenhang mit der Registerumstellung oder un-
abhidngig davon, sind immer durch eine korrespondierende Status-
dnderung der Meldebehdrde einer anderen Gemeinde zu bestdtigen.
Daher sollten die Gemeinden durch eindeutige Konventionen dafir
Sorge tragen, daB ein Statuswechsel etwa von einer Nebenwohnung

zu einer Hauptwohnung in der einen Gemeinde nicht auf die Ver-
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weigerung einer korrespondierenden Einﬁragung durch die andere
Gemeinde trifft. Andernfalls ist ein gegenseitiges "Gezerre"
der Gemeinden um Hauptwohnungseinwohner nicht zu vermeiden,
mit der Folge, daf zahireiche Blirger zeitweise mit zwei Haupt-
wohnungen, zwei Wahlberechtigungen, zwei Pidssen und zwei

Lohnsteuerkarten ausgestattet sein kénnen.

Defizite bei der Durchfihrung der Registerumstellung wie die
angesprochenen sind nicht mit grdBeren negativen Auswirkungen
auf Ergebnisse der Bevdlkerungsfortschreibung der amtlichen
Statistik verbunden. Gemeinden, die diese Arbeiten nicht durch-
fihren kdénnen oder wollen, ersetzen Registerabgleich und -umstel-
lung durch das Volkszdhlungsergebnis. Die Gemeinden miiRten

dann allerdings damit rechnen, daf die Qualitdt ihrer Einwohner-
datei moglicherweise nicht ihren Erwartungen entspricht und

daB die Differenzen zur amtlichen Einwohnerzahl gréBer und

schwieriger nachvollziehbar sind als angenommen.

Bei der Durchfihrung der Registerumstellung haben die Meldebe-
hérden zundchst den aus der Volkszdhlung sich ergebenden
Wohnungsstatus anhand der ihnen vorliegenden Unterlagen
(Originalpapiere, Ablichtungen, Erklirungsvordrucke) festzu-
stellen, Wie bereits erwéhnt, beabsichtigt die amtliche Sta-
tistik die Meldebehérden bei der raschen und zweifelsfreien
Feststellung des Wohnungsstatus aufgrund der Volkszdhlungs-
angaben zu unterstiitzen. Beim Ausgleich kann es zu F&allen des
Aufeinandertreffens bzw. Nicht-Aufeinandertreffens der Volks-
zdhlungsunterlagen und des daraus hervorgehenden Wohnungs-
status mit den Registereintragungen kommen, die sich wie

folgt gruppieren lassen:

- Volkszdhlungsunterlagen liegen vor, Registerunterlagen

liegen nicht vor;

- Volkszahlungsunterlagen liegen nicht vor, Registerunterlagen

liegen vor;

- es liegen sowohl Volksz&hlungs- als auch Registerunterlagen

vor. Der Wohnungsstatus in beiden Quellen

-- stimmt Uberein

-- weicht ab.
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In einer diese Ausfihrungen abschlieBenden schematischen Dar-
stellung sind alle denkbaren F&lle, die sich aus dieser
Gruppierung ergeben kénnen, im einzelnen aufgefihrt und auf
ihre Konsequenzen hin untersucht. An dieser Stelle geniligt es
deshalb darauf hinzuweisen, daB die auf die Registerumstellung
sich grindenden Anderungen des Melderegisters (Statuswechsel,
Abmeldungen von Amts wegen, Aufforderungen zur Anmeldung)

Uberwiegend fiir das Volkszédhlungsergebnis nicht mehr relevant

sind, da sie nachtrédglich vollzogene Anpassungen der Einwohner-

datei an das bei der Volkszdhlung ermittelte Ergebnis darstellen.

Es gibt allerdings exakt drei mit dem Abgleich zusammenhingende

Ergebnisse, die die amtliche Statistik zu berticksichtigen hat:

- Ein Einwohner ist noch im Melderegister gefithrt, wurde aber
bei der Volkszdhlung nicht erfaft. Nachprifungen ergeben,
dafl der Birger noch mit alleiniger Wohnung oder Hauptwohnung

in der Gemeinde ansdssig ist.

- Beil der Volkszdhlung wird fiir einen Einwohner Hauptwohnung
ermittelt, der im Register mit Nebenwohnung gefithrt wird.
Die Meldebehdrde nimmt den entsprechenden Statuswechsel vor.
Der Statuswechsel muB rilickgdngig gemacht werden, weil der
betroffene Blirger die Hauptwohnungszuordnung nicht akzep-
tierte und eine Revision des Statuswechsels erwirken konnte
oder weil die korrespondierende Meldebehdrde in einem gegen-
seitigen KlirungsprozeB die Hauptwohnung fiir sich reklamieren

konnte.

- Die Meldebehdrde kommt aufgrund eigener Nachprifungen zu
einem anderen Wohnungsstatus als die Volkszdhlung. Nach-
prifungen der Gemeinden diirften sich auf die Fille konzen-
trieren, bei denen in der Volkszdhlung Nebenwohnung ermittelt

wurde, das Melderegister aber Hauptwohnung fiihrt.

Die fir die Statistik relevanten Umstellungsergebnisse sind
den StLA mitzuteilen. Die erforderlichen Korrekturen finden
allerdings nicht in die Volksz&dhlungsergebnisse Eingang, son-
dern werden lber die Bevdlkerungsfortschreibung vorgenommen.

Fir dieses Vorgehen war entscheidend, daf die Z&hlpapiere,
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auf denen die Korrekturen zur Berilicksichtigung im Rahmen derx
Volkszdhlungsergebnisse hdtten angebracht werden miissen, nicht
bis zur Kldrung aller Zweifelsf&lle bei den Gemeinden ver-
bleiben kénnen, da sonst die Ergebnisbereitstellung unver-

tretbar hinausgezdgert wirde.

3.7.3 Ablauf von Registerabgleich und -umstellung

Zu der sich anschlieBenden schematischen Darstellung ist an-
zumerken, daB sie sich weniger an den technischen Einzelheiten
des Abgleichsverfahrens als vielmehr an den méglichen Ver-
gleichsergebnissen von Volkszdhlung und Melderegister und
den daraus sich ergebenden Konsequenzen fir die Bevdlke-
rungsfortschreibung orientiert. Es werden alle Fdlle des
Aufeinandertreffens bzw. Nicht-Aufeinandertreffens von Volks-
zdhlungsangaben und Registerunterlagen gegeniibergestellt und
auf ihre Konsequenzen fir das Register und die Bevdlkerungs-
fortschreibung untersucht. Anderungen, die zwischen 2Z&hlungs-
stichtag und Abgleichsdatum eingetreten sind, wurden nicht
beriicksichtigt, da sie als "normale" Fortschreibungsfélle

zu behandeln sind.
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Ablauf Registerabgleich beziiglich Haupt-/Nebenwohnung

- fortschreibungswirksame falle sind rot gekennzeichnet -

Sicherstel-
lung der re- Vorboi fihrungs-Verfahren (Originalunterlagen)

levantan An- ~ ~ ﬂ Ablichtungs-Verfahren

gaben des

Haushal tsbogens Erklrungs-Verfahren
Neldere- © oy
gister Daten

Bestimaung der
HM/NY anhand der
A vZDaten und Vor-
bei fihren as MR
(Abgleich)

VZ-al) W|R-al ¥

iiber- .
VZ-HHllHN — - einstin- L ‘@ >‘, Ends )
VIR mng

Unstellung des Unterrichtung
Raufall ¥ der korre-
Loschung der ‘ spondi erenden
vorherigen Holde-

[1] behdrde

VZ: Volkszihlung
W: MNelderegister
EW: Einwohner

all ¥: allefnige Wohnuag

HW:  ERauptwohnung
W:  Nebsnwohaung




- 37 -

lastellung des
ja W auf all ¥
Léschung der
vorherigen
L}
nein
Unstellung des
Erfragen R auf ¥
dor
N¥-Adresse hufnahae
dor KW
Uastellung des
Erfragen M auf NN
der
H¥-Adresse Aufnahee
dor Hi

-

-t




—— e ey

Prifung, ob
Birger
noch
wohnhaft

- 38 -

:

:

:

!

Aufforde-
rung zur Aufnahee
Anmeldung inMR
Aufforderung Aufnahme
ur Anmel- in IR als W
dung, Erfra- —_
gen der hufnahae
N¥-Adresse der NN
Aufforderung hufnahme
ur Anmel- in IR als N¥
dung, Erfra- >
gen der Aufrahae
Ii-Adresse dor HY
Abaeldung
Birger noch nein von
vohnhaft > Ants wegen
Nitteilung
an StLA
fortschrei-~
bungs-
virksas

:

nein

Mitteilung an
StLA - nicht
fortschrei-
bungs-
wirksan




Unstellung

des MR auf KW

Unterrichtung

der korre-

spond{ erendsn
Neolde-
behdrde

Be-
statigung
der Unstel-
Tung

Klarungs-
verfahren

statigung

umstellung

u. entspr. Un-

Unstellung
vird
riickgingig
goemacht

-39 _

Unterrich-
tung des
Biirgers

Hitteilung
an StUA -
fortschref-
bungs-
virksan

7
Unterrich- Be-
tung des statigung
Biirgers der Unstel -
Tung
nein
Rechts-
varfahren
Be-
statigung
dor Unstel-
tung
nain
Unstellung
vird
riickgiingig
gemacht
Unterrichtung i Mitteilung ]
der korre- J an StLA-
— spondierenden ! fortschrei-
Melde- bungs~
behdrde l wirksan
Unstel lung
des R
durch Melde- auf NW

horde

bestatigt

Y

Nitteilung
an StLA
fortschreibungs-
virksas




| , | Anhang

Plausibilitatskontrollen fur die Frage nach

der weiteren Wobnung

Als Anlage ist eine Ubersicht iber die automatische Zuordnﬁng zur Haupt-/
Nebenwohnung auf der Grundlage der Frage 6 des Haushaltsbogens beigefiigt. Von
einer Auswertung der Unterfrage c) ("von hier aus zur Arbeit/Ausbildung") wurde

- mit einer Ausnahme - abgesehen (Fall 53). Damit wurde den Bedenken Rechnung
getragen, die bei verschiedenen VZ/GWZ-Referentenbesprechungen sowie bei Be-
sprechungen der Referenten fir die laufenden Bevdlkerungsstatistiken gedulert
worden waren und denen das Argument zugrunde lag, daB ein unverheirateter Schiiler/
Student, aber auch ein unverheirateter Erwerbstdtiger nach dem vom neuen Melde-
recht vorgegebenen Interpretationsspielraum durchaus geltend machen kann, seine
Hauptwohnung nicht am Arbeits-/Ausbildungsort, sondern anderswo (etwa dem Eltern-

wohnort) zu haben.

Fir die Zuordnung zur Haupt-/Nebenwohnung wird - der Gliederung der Frage 6
folgend - zwischen Verheirateten und Nichtverheirateten (einschl. dauernd

getrennt Lebende) unterschieden. Fir Verheiratete hat grundsdtzlich die Frage 6 a
Prioritit, d.h. es wird - sofern sich bei 6 a eine Antwortmarkierung findet -
 allein diese Angabe ausgewertet, ohne Beriicksichtigung von Markierungen an den
beiden folgenden Unterfragen. Ist die Antwortmarkierung bei Frage 6 b angebracht,
die fir Nichtverheiratete und dauernd getrennt Lebende gilt und geht aber aus

dem Fragebogen hervor, daB es sich um eine verheiratete Person handelt, so wird
ein "Zeilenrutscher" unterstellt und die Frage 6 b in Analogie zu 6 a (Prioritat)
ausgevertet. Dies bietet sich um sb mehr an, als beide Fragen vom Inhalt her in
die gleiche Richtung tendieren ("Uberwiegend benutzte Wohnung"). Findet sich weder
bei 6 a noch 6 b eine Antwortmarkierung und ist 6 c mit "ja" beantwortet ("von
hier aus zur Arbeit"), so erfolgt iiber den Schluf "also hier nicht Familienwohnort"
die Zuordnung zur Nebenwohnungsbevilkerung. Sind 6 a und 6 b unmarkiert und ist

6 c mit "Nein" beantwortet oder gleichfalls nicht mit einer Antwort versehen,

so wird zu Bevdlkerung am Ort der Hauptwohnung zugeordnet.

Fiir Nichtverheiratete (einschl. dauernd getrennt Lebende) erhdlt die Frage 6 b

Prioritdt. Bei der irrtiimlichen Markierung von 6 a durch einen Nichtverheirateten
sowie bei fehlenden Antwortmarkierungen wird entsprechend den fiir Verheiratete

beschriebenen Prinzipien verfahren.



Weitere Uberlegungen galten der Frage, ob die Angaben zur freizeitwohnung im

Wohnungsbogen fiir die Zuordnung zur Haupt-/Nebenwohnungsbevdlkerung herangezogen
verden konnen. Eine Nein-Markierung bei der Frage nach der Freizeitwohnung kann
sowohl von einem Haushalt mit nur einer als auch von einem mit mehreren Wohnungen
stammen. Handelt es sich um einen Haushalt mit mehreren Wohnungen, so liefert

die Angabe, daB die hiesige Wohnung keine Freizeitwohnung ist, keinen Anhalts-
punkt fiir eine Zuordnung zu Haupt-/Nebenwohnung, da in erster Linie die GUber-
wiegende Nutzung, zu der allein in Frage 6 des Haushaltsbogens ausgesagt wvird,
maBgebend ist. Fiir eine Auswertung der Frage nach der freizeitwohnung kommt

daher allenfalls die bejahende Markierung in Betracht. In den Fallen, in denen
eine bejahende Angabe zur Freizeitwohnung (= Nebenwohnung) im Gegensatz zu den
Antworten der Frage 6 des Haushaltsbogens steht, stellt sich das Problem, welche
der widerspriichlichen Markierungen prioritér zu gewichten ist. Fir das beiliegende
Zuordnungsschema wurde davon ausgegangen, daB den Angaben zur frage 6 Vorrang
einzurdumen ist. Lediglich in den Fallen, in denen die maBgeblichen Unterfragen

6 a und 6 b nicht beantwortet sind und die Frage nach der Freizeitwohnung be jaht

wurde, erfolgt eine Zuordnung zur Nebenwohnungsbevdlkerung.



Zyord ~
. an5

e

Noyrappe.

Bl e V2 1933

PR _ y, By
,_ b SEESR--2 ¥ - 2 A A po v
. Ed s I 0 0 . R . ,. o R w P " L > Pad
|5 5% i S S, Lo :
. o S~ : . i ; ! ; ; [ | 1
z Se=g 1Sk ! : v ' T B . [ : S I JROR (U VS SR S
| ! -~/ o2 faS). . P i o A o ; [ e (X
! | TawF (== ,_ o e SR N Lo 1
- = Ly H—t . ¥ e s : :
! ; sTAY I T AR _ R Lo T ToT o T
—_— . A 4 . i . . 1 ] t i
f Mfm b &° * i ‘._.!Til R e D wv.mr..w ek b e bl N 4 &
b > ! [ [ I [ : i 4 g b
TR bt L B L e T X ;
ST NES S ;
; : Ho 2 e © ISR T8 S N N SO S G B e S S S S R SO B
L BIEE P 1 LS T DI DT = p®: >4 =N
Pl R E I T e i A S e i e I et e B e . !
i ~H-~ b=, - . ! . _ ] " . | ! i ' i . oD b
e TS I f i ' : L] e T T i I
SRE et ot pepebod s L L L ! CEES
SR S N T 2 e O I S I O < S A SINED o S SRS T S O U § x x - X 3 ¥ 1
- » : | { L “ N S O R I | -
i T ‘EHCHEIEEERRE | red Ll e . =5 :
=Y a/) ..M ° RS I [ N R i3 T TTUTTTTTT T R A F - B
i = = S I O O ; 15 H _ P bl e - ,
B - - .m.rM ¥ | i m J H.vm_l‘*rlﬁ._ [l » > EEE
| iR WH_V. : i Il J 1 il _ m -
BNEN NCR SN o T S N o G E et =
e ;|W wﬁl\ b ¢ BTN U R o .o T O TR (A B iR T X per < = L1 L
3 Exmenin SERNREN e ur
rﬂ h i ! T T =+ L
- 1= b‘INI = ..Il_v e X1 e g — t—— - - s [ S 1O i mits st MRS 00 S — > L S o
s NI IR S PP s S o M I WU . SE_ S o N S0 i X X RN
e~ " S : 1 L b p=q g [ i
: I EEERNG 1 E N O R A A IR . . o RN
: E- R i s L ” SAE P i o i I = S < =
3 H . e R A S S S S R
[= . W'. o 1-
N m R: ,..M ) 1 N | ad o5
~ EE z i : T MTISETNE v [ B [ Sl 0
RERERLEl bEE T 0 e e s R R EETY
" N - s Sl o
=9 e = - M hll... n—.'f a) F
IS e = XY T | b 4 T N 33

l\n
i

!
1] Wd&t lff.l.)t.

l “ m?k| .Wr

Ca . , -
1 n..m...-..w. >t 1ok Ixd [ [X st D >q 1d I Id Dd I D Bt s I I [ S 1> ¥ | > il
> = : : : P )

TR T CEEAS N

S 13 e g1 24 L . e b 2 ]

= — I e §)
L : AT m Ed
{a = Y K - I T o 1t < y € &5 - .

= | o TTE RS BT RS T 18S vao\.jw gl js afe s i S IS T B sy i

nal— SN
i — .

t




	Gliederung
	1 Einleitung
	2 Das Wohnbevölkerungskonzept -Begriff , Verfahren, Probleme
	2.1 Der Wohnbevölkerungsbegriff
	2.2 Die bisherige Praxis der Bevölkerungsfortschreibung nach dem Wohnbevölkerungsbegriff
	2.2.1 Das wanderungsstatistische Verfahren und seine Mängel


	2.3 Die Differenzen zwischen Landesstatistik und gemeindlichen Bevölkerungsfeststellungen
	3 Die Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung - Konsequenzen der Anwendung des neuen Bevölkerungsbegriffs
	3.1 Die Feststellung der Einwohnerzahl
	3.1.1 Konsequenzen für die Gemeinden
	3.1.2 Zur Forderung nach der Abkehr vom Hauptwohnungskonzept


	3.2 Zu erwartende Verfahrensänderungen
	3.3 Qualitative Verbesserungen der Wanderungsstatistik
	3.4 Statuswechsel als Problemquelle
	3.5 Die Differenzen zu kommunalen Registerauszählungen
	3.6 Übergangsschwierigkeiten
	3.7 Volkszählung, Registerabgleich rrnd Registerumstellung
	3.7.1 Die Ermittlung der Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung im Rahmen der Volkszählung
	3.7.2 Die Registerumstellung
	3.7.3 Ablauf von Registerabgleich und -umstellung

	Anhang: Plausibititätskontrollen für die Frage nach der weiteren Wohnung

